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Stand: 15.11.2022 

 

Diese Bedingungen sind für die Versicherer unverbindlich; ihre Verwendung ist rein 

fakultativ. Abweichende Bedingungen können vereinbart werden. 

 

 

Allgemeine Bedingungen für die 

Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung1 

 

 

Mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns an Sie als unseren Versiche-

rungsnehmer und Vertragspartner. 
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1 Sofern von der Möglichkeit des § 1 Abs. 2 VVG-InfoV Gebrauch gemacht wird, ist darauf zu achten, 

dass die danach notwendige Hervorhebung des Textes sich von der vereinzelten Kenntlichmachung 
durch Fettdruck in diesen Bedingungen unterscheidet. 
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§ 1 

Welche Leistungen erbringen wir? 

 
Unsere Leistung bei Berufsunfähigkeit 
 
(1) Wird die versicherte Person (das ist die Person, auf deren Berufsfähigkeit die Versicherung 

abgeschlossen ist) während der Versicherungsdauer dieser Zusatzversicherung berufsun-

fähig (siehe § 2 Absatz 1 oder 2), erbringen wir folgende Leistungen: 

 

a) Wir befreien Sie von der Beitragszahlungspflicht für die Hauptversicherung und die 

eingeschlossenen Zusatzversicherungen, längstens für die vereinbarte Leistungs-

dauer 

 

b) Wir zahlen die Berufsunfähigkeitsrente, wenn diese mitversichert ist, längstens für 

die vereinbarte Leistungsdauer. 

 

Die Versicherungsdauer ist der Zeitraum, innerhalb dessen Versicherungsschutz be-

steht. Mit Leistungsdauer wird der Zeitraum bezeichnet, bis zu dessen Ablauf eine 

während der Versicherungsdauer anerkannte Leistung längstens erbracht wird 2. 

 
Unsere Leistung bei Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit 
 

(2) Wird die versicherte Person während der Versicherungsdauer dieser Zusatzversiche-

rung berufsunfähig infolge Pflegebedürftigkeit (siehe § 2 Absätze 4 bis 8), ohne dass 

Berufsunfähigkeit im Sinne von § 2 Absatz 1 oder 2 vorliegt, erbringen wir folgende Ver-

sicherungsleistungen: 

 

a) Wir befreien Sie von der Beitragszahlungspflicht für die Hauptversicherung und die 

eingeschlossenen Zusatzversicherungen, längstens für die vereinbarte Leistungs-

dauer; 

 

b) Wir zahlen eine Berufsunfähigkeitsrente, wenn diese mitversichert ist, längstens für 

die vereinbarte Leistungsdauer. 

 

 in Höhe von ... %2 der vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente bei Pflegestufe III 

 in Höhe von ... %2 der vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente bei Pflegestufe II 

 in Höhe von ... %2 der vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente bei Pflegestufe I. 

 

Weitere Regelungen zu unseren Leistungen 

 

(3) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rentenzahlung entsteht mit Ablauf des 

Monats, in dem die Berufsunfähigkeit eingetreten ist. Sie müssen uns die Berufsunfä-

higkeit in Textform (z. B. Papierform oder E-Mail) mitteilen. Wird uns die Berufsunfähigkeit 

später als …3 nach ihrem Eintritt mitgeteilt, entsteht der Anspruch auf die Leistung erst 

mit Beginn des Monates der Mitteilung. Diese Einschränkung gilt nicht, wenn die ver-

spätete Mitteilung nicht verschuldet worden ist. Der Anspruch auf eine Erhöhung der 

 
2 Um Missverständnissen vorzubeugen, empfiehlt es sich, in den Vertragsunterlagen das Ende von 

Versicherungs- und Leistungsdauer jeweils als konkretes Datum zu benennen.  
3 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
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Berufsunfähigkeitsrente wegen einer höheren Pflegestufe entsteht frühestens mit Be-

ginn des Monats, in dem uns die Erhöhung der Pflegestufe mitgeteilt wird. 

 

(4) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rentenzahlung endet, wenn 

 

 Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen nicht mehr vorliegt, 

 die versicherte Person stirbt oder 

  die vereinbarte Leistungsdauer abläuft. 

 

(5) Bis zur Entscheidung über die Leistungspflicht müssen Sie die Beiträge in voller 

Höhe weiter entrichten; wir werden diese jedoch bei Anerkennung der Leistungspflicht 

zurückzahlen. 

 

(6) Der Versicherungsschutz besteht weltweit.4 

 

(7) Renten zahlen wir monatlich im Voraus.5 

 

(8) Es kann sich eine Leistung aus der Überschussbeteiligung ergeben (siehe § 8). 

 
 

§ 2 

Was ist Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen? 

 

Berufsunfähigkeit 

 

(1) Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person (das ist die Person, auf deren 

Berufsfähigkeit die Versicherung abgeschlossen ist) infolge Krankheit, Körperverletzung oder 

mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, voraus-

sichtlich auf Dauer [und/oder: mindestens ...6 Monate/Jahre7] ihren zuletzt ausgeübten 

Beruf, so wie er ohne gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war, nicht mehr zu 

mindestens …%8 ausüben kann und auch keine andere Tätigkeit ausübt, die ihrer bis-

herigen Lebensstellung entspricht. 

 

Der bisherigen Lebensstellung entspricht nur eine Tätigkeit, die in ihrer Vergütung und 

sozialen Wertschätzung nicht spürbar unter das Niveau der bislang ausgeübten Tätig-

keit absinkt.9 

 

(2) Ist die versicherte Person mindestens ...10 Monate ununterbrochen infolge Krank-

heit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, die ärztlich 

nachzuweisen sind, zu mindestens …%11 außerstande gewesen, ihren zuletzt ausge-

übten Beruf, so wie er ohne gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war, auszu-

üben und hat sie in dieser Zeit auch keine andere Tätigkeit ausgeübt, die ihrer bisheri-

 
4 Unternehmensindividuell anzupassen. 
5 Unternehmensindividuell zu ergänzen bzw. anzupassen. 
6 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
7 Bei der Bemessung des Zeitraums ist dem gesetzlichen Tatbestandsmerkmal der Dauerhaftigkeit 

(§ 172 Abs. 2 VVG) Rechnung zu tragen. 
8 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
9 Ggf. ergänzen: „Die höchstrichterliche Rechtsprechung geht zur Zeit davon aus, dass im Regelfall eine 

Minderung der Vergütung in Höhe von bis zu 20 % noch zumutbar ist.“ 
10 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
11 Unternehmensindividuell anzupassen. 
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gen Lebensstellung entspricht, gilt die Fortdauer dieses Zustandes als Berufsunfähig-

keit. 
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1. Bemerkung: 

 

Für den Fall, dass bei entsprechender Tarifierung eine abstrakte Verweisung er-

folgt, lauten die Absätze 1 und 2 wie folgt: 

 

(1) Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person (das ist die Person, auf de-

ren Berufsfähigkeit die Versicherung abgeschlossen ist) infolge Krankheit, Körperverletzung 

oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, 

voraussichtlich auf Dauer [und/oder: mindestens ...12 Monate/Jahre13] ihren zuletzt 

ausgeübten Beruf, so wie er ohne gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet 

war, nicht mehr zu mindestens …%14 ausüben kann und außerstande ist, eine an-

dere Tätigkeit auszuüben, zu der sie aufgrund ihrer Ausbildung und Fähigkeiten in 

der Lage ist und die ihrer bisherigen Lebensstellung entspricht.15 

 
Der bisherigen Lebensstellung entspricht nur eine Tätigkeit, die in ihrer Vergütung 
und sozialen Wertschätzung nicht spürbar unter das Niveau der bislang ausgeüb-
ten Tätigkeit absinkt.16 
 
(2) Ist die versicherte Person mindestens ...17 Monate ununterbrochen infolge 

Krankheit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, die 

ärztlich nachzuweisen sind, zu mindestens …%18 außerstande gewesen, ihren zu-

letzt ausgeübten Beruf, so wie er ohne gesundheitliche Beeinträchtigung ausge-

staltet war, oder eine andere Tätigkeit auszuüben, zu der sie aufgrund ihrer Aus-

bildung und Fähigkeiten in der Lage ist und die ihrer bisherigen Lebensstellung 

entspricht, gilt die Fortdauer dieses Zustands als Berufsunfähigkeit. 

 

2. Bemerkung: 

 

Wenn abweichend von Absatz 2 rückwirkend von einem früheren Zeitpunkt an ge-

leistet werden soll, sind die Bedingungen entsprechend zu ändern bzw. zu ergän-

zen. 

 

(3) Scheidet die versicherte Person aus dem Berufsleben aus und werden später Leis-

tungen wegen Berufsunfähigkeit beantragt, kommt es bei der Anwendung der Absät-

ze 1 und 2 darauf an, dass die versicherte Person außerstande ist, eine Tätigkeit aus-

zuüben, zu der sie aufgrund ihrer Ausbildung und Fähigkeiten in der Lage ist und die 

ihrer bisherigen Lebensstellung entspricht. 

 

Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit 

 

(4) Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person 

infolge Krankheit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, 

die ärztlich nachzuweisen sind, voraussichtlich auf Dauer für die in Absatz 6 genannten 

 
12 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
13 Bei der Bemessung des Zeitraums ist dem gesetzlichen Tatbestandsmerkmal der Dauerhaftigkeit 

(§ 172 Abs. 2 VVG) Rechnung zu tragen. 
14 Unternehmensindividuell anzupassen. 
15 Ggf. um eine Regelung zur Umorganisation bei Selbstständigen zu ergänzen. 
16 Ggf. ergänzen: „Die höchstrichterliche Rechtsprechung geht zur Zeit davon aus, dass im Regelfall eine 

Minderung der Vergütung in Höhe von bis zu 20 % noch zumutbar ist.“ 
17 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
18 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
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gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen 

Lebens täglich der Hilfe einer anderen Person bedarf. 

(5) Ist die versicherte Person …19 Monate ununterbrochen pflegebedürftig mindestens 

im Rahmen der Pflegestufe I (siehe Absätze 6 bis 8) gewesen, gilt die Fortdauer dieses 

Zustandes als Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit. Die Pflegebedürftigkeit ist 

ärztlich nachzuweisen. 

 

(6) Bewertungsmaßstab für die Einstufung des Pflegefalls ist die Art und der Umfang 

der erforderlichen täglichen Hilfe durch eine andere Person. Bei der Bewertung wird 

die nachstehende Punktetabelle zugrunde gelegt: 

 

Die versicherte Person benötigt Hilfe beim 

 

 Fortbewegen im Zimmer 1 Punkt 

 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – auch bei Inanspruchnahme einer 

Gehhilfe oder eines Rollstuhls – die Unterstützung einer anderen Person für die Fort-

bewegung benötigt. 

 

 Aufstehen und Zubettgehen 1 Punkt 

 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person nur mit Hilfe einer anderen Person 

das Bett verlassen oder in das Bett gelangen kann. 

 

 An- und Auskleiden 1 Punkt 

 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – auch bei Benutzung krankenge-

rechter Kleidung – sich nicht ohne Hilfe einer anderen Person an- oder auskleiden 

kann. 

 

 Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken 1 Punkt 

 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – auch bei Benutzung krankenge-

rechter Essbestecke und Trinkgefäße – nicht ohne Hilfe einer anderen Person essen 

oder trinken kann. 

 

 Waschen, Kämmen oder Rasieren 1 Punkt 

 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person von einer anderen Person gewa-

schen, gekämmt oder rasiert werden muss, da sie selbst nicht mehr fähig ist, die dafür 

erforderlichen Körperbewegungen auszuführen. 

 

 Verrichten der Notdurft 1 Punkt 

 

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person die Unterstützung einer anderen 

Person benötigt, weil sie 

 

 sich nach dem Stuhlgang nicht allein säubern kann, 

 
19 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
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 ihre Notdurft nur unter Zuhilfenahme einer Bettschüssel verrichten kann oder 

weil  

 der Darm bzw. die Blase nur mit fremder Hilfe entleert werden kann. 

Besteht allein eine Inkontinenz des Darms bzw. der Blase, die durch die Verwendung 

von Windeln oder speziellen Einlagen ausgeglichen werden kann, liegt hinsichtlich der 

Verrichtung der Notdurft keine Pflegebedürftigkeit vor. 

 

(7) Der Pflegefall wird nach der Anzahl der Punkte eingestuft. Wir leisten 

 

 aus der Pflegestufe I: bei ... Punkten20 

 aus der Pflegestufe II: bei ... Punkten21 

 

Unabhängig von der Bewertung aufgrund der Punktetabelle liegt die Pflegestufe II 

vor, wenn die versicherte Person wegen einer seelischen Erkrankung oder geistigen 

Behinderung sich oder andere gefährdet und deshalb täglicher Beaufsichtigung be-

darf. 

 

 aus der Pflegestufe III: bei ... Punkten22 

 

Unabhängig von der Bewertung aufgrund der Punktetabelle liegt die Pflegestufe III 

vor, wenn die versicherte Person dauernd bettlägerig ist und nicht ohne Hilfe einer 

anderen Person aufstehen kann oder wenn die versicherte Person der Bewahrung 

bedarf. 

 

Bewahrung liegt vor, wenn die versicherte Person wegen einer seelischen Erkrankung 

oder geistigen Behinderung sich oder andere in hohem Maße gefährdet und deshalb 

nicht ohne ständige Beaufsichtigung bei Tag und Nacht versorgt werden kann. 

 

(8) Vorübergehende akute Erkrankungen führen zu keiner höheren Einstufung. Vorüber-

gehende Besserungen bleiben ebenfalls unberücksichtigt. Eine Erkrankung oder Besse-

rung gilt dann nicht als vorübergehend, wenn sie nach ...23 Monaten noch anhält. 

 
 

§ 3 

In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen? 

 

Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängig davon, auf welcher Ursache 

die Berufsunfähigkeit beruht. Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn die Berufsun-

fähigkeit verursacht ist: 

 

a) durch vorsätzliche Ausführung oder den Versuch einer Straftat durch die versicherte 

Person (das ist die Person, auf deren Berufsfähigkeit die Versicherung abgeschlossen ist); 

 

b) durch innere Unruhen, sofern die versicherte Person auf Seiten der Unruhestifter 

teilgenommen hat;  

 

c) durch folgende von der versicherten Person vorgenommene Handlungen: 

 
20 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
21 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
22 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
23 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
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 absichtliche Herbeiführung von Krankheit, 

 absichtliche Herbeiführung mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, 

 absichtliche Selbstverletzung oder 

 versuchte Selbsttötung 

 

Wir werden jedoch leisten, wenn uns nachgewiesen wird, dass die versicherte Per-

son diese Handlungen in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zu-

stand krankhafter Störung der Geistestätigkeit begangen hat. 

 

d) durch eine widerrechtliche Handlung, mit der Sie als Versicherungsnehmer vorsätz-

lich die Berufsunfähigkeit der versicherten Person herbeigeführt haben;  

 

e) durch Strahlen infolge Kernenergie, die das Leben oder die Gesundheit zahlreicher 

Menschen derart gefährden, dass zur Abwehr der Gefährdung eine Katastrophen-

schutzbehörde oder vergleichbare Behörde tätig wurde; 

 

f) unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse. Unsere Leistungen sind nicht 

ausgeschlossen, wenn die versicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem 

Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen berufsunfähig wird, denen sie wäh-

rend eines Aufenthalts außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt und 

an denen sie nicht aktiv beteiligt war. 

 

g) unmittelbar oder mittelbar durch den vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologi-

schen oder chemischen Waffen oder den vorsätzlichen Einsatz oder die vorsätzliche 

Freisetzung von radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen, sofern der 

Einsatz oder das Freisetzen darauf gerichtet sind, das Leben oder die Gesundheit 

einer Vielzahl von Personen zu gefährden. Unsere Leistungen sind nicht ausge-

schlossen, wenn die versicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusam-

menhang mit kriegerischen Ereignissen berufsunfähig wird, denen sie während ei-

nes Aufenthalts außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt und an de-

nen sie nicht aktiv beteiligt war. 
 
 

§ 4 

Was ist zu beachten, wenn eine Leistung verlangt wird? 

 

(1) Wird eine Leistung aus der Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung beansprucht, 

müssen uns auf Kosten des Anspruchserhebenden folgende Auskünfte, die zur Fest-

stellung unserer Leistungspflicht erforderlich sind, gegeben und Nachweise vorgelegt 

werden: 

 

a) ein Zeugnis über den Tag der Geburt der versicherten Person (das ist die Person, auf 

deren Berufsfähigkeit die Versicherung abgeschlossen ist); 

 

b) eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Berufsunfähigkeit; 

 

c) ausführliche Berichte der Ärzte, die die versicherte Person gegenwärtig behandeln, 

bzw. behandelt oder untersucht haben, über Ursache, Beginn, Art, Verlauf und vo-

raussichtliche Dauer des Leidens der versicherten Person sowie über den Grad der 
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Berufsunfähigkeit oder über die Pflegestufe;  

 

d) eine Beschreibung des zuletzt ausgeübten Berufs der versicherten Person, deren 

Stellung und Tätigkeit im Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit sowie über 

danach eingetretene Veränderungen; 

 

e) Angaben über Einkommen aus beruflicher Tätigkeit; 

 

f) bei Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit zusätzlich eine Bescheinigung der 

Person oder der Einrichtung, die mit der Pflege betraut ist, über Art und Umfang der 

Pflege; 

 

g) eine Aufstellung 

 

 der Ärzte, Krankenhäuser, Krankenanstalten, Pflegeeinrichtungen oder Pflege-

personen, bei denen die versicherte Person in Behandlung war, ist oder – sofern 

bekannt – sein wird, 

 der Versicherungsgesellschaften, Sozialversicherungsträger oder sonstiger Ver-

sorgungsträger, bei denen die versicherte Person ebenfalls Leistungen wegen 

Berufsunfähigkeit geltend machen könnte, 

 über den derzeitigen Arbeitgeber und frühere Arbeitgeber der versicherten Per-

son. 

 

(2) Wir können außerdem auf unsere Kosten weitere ärztliche Untersuchungen durch 

von uns beauftragte Ärzte sowie notwendige Nachweise – auch über die wirtschaftli-

chen Verhältnisse und ihre Veränderungen – verlangen, insbesondere zusätzliche er-

forderliche Auskünfte und Aufklärungen. 

 

(3) Wird eine Erhöhung der Berufsunfähigkeitsrente wegen einer höheren Pflegestufe 

verlangt, gelten die Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

 

(4) Unsere Leistungen werden fällig, nachdem wir die Erhebungen abgeschlossen ha-

ben, die zur Feststellung des Versicherungsfalls und des Umfangs unserer Leistungs-

pflicht notwendig sind. Wenn Sie eine der genannten Pflichten nicht erfüllen, kann dies 

zur Folge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder in welchem Umfang wir 

leistungspflichtig sind. Eine Pflichtverletzung kann somit dazu führen, dass unsere 

Leistung nicht fällig wird. 

 
(5) Bei Überweisung von Leistungen in Länder außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes trägt die empfangsberechtigte Person die damit verbundene Gefahr. 
 
 

§ 5 

Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leistungspflicht ab? 

 

(1) Nach Prüfung der uns eingereichten sowie der von uns beigezogenen Unterlagen 

erklären wir in Textform (z. B. Papierform oder E-Mail), ob und in welchem Umfang wir eine 

Leistungspflicht anerkennen. 
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(2) Wir können unsere Leistungspflicht einmalig zeitlich befristet anerkennen, wenn 

hierfür ein sachlicher Grund besteht, den wir Ihnen mitteilen werden. Bis zum Ablauf 

der Frist ist dieses Anerkenntnis für uns bindend. 
 

§ 6 

Was gilt nach Anerkennung der Berufsunfähigkeit? 

 

Nachprüfung 

 

(1) Wenn wir unsere Leistungspflicht unbefristet anerkannt haben oder sie gerichtlich 

festgestellt worden ist, sind wir berechtigt, das Fortbestehen der Berufsunfähigkeit oder 

die Pflegestufe nachzuprüfen. Dabei können wir erneut prüfen, ob die versicherte Per-

son (das ist die Person, auf deren Berufsunfähigkeit die Versicherung abgeschlossen ist) eine andere 

Tätigkeit im Sinne von § 2 ausübt24, wobei neu erworbene berufliche Fähigkeiten zu 

berücksichtigen sind. 

 

(2) Zur Nachprüfung können wir jederzeit sachdienliche Auskünfte anfordern und ein-

mal jährlich verlangen, dass sich die versicherte Person durch von uns beauftragte 

Ärzte umfassend untersuchen lässt. Hierbei anfallende Kosten sind von uns zu tragen. 

Die Bestimmungen des § 4 Absatz 2 und 3 gelten entsprechend. 

 

Mitteilungspflicht 

 

(3) Sie müssen uns unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) mitteilen, wenn sich die 

Berufsunfähigkeit oder die Pflegebedürftigkeit mindern oder wegfallen oder eine beruf-

liche Tätigkeit wiederaufgenommen wird bzw. sich ändert. 

 

Leistungsfreiheit 

 

(4) Wenn wir feststellen, dass die in § 1 und § 2 genannten Voraussetzungen der Leis-

tungspflicht entfallen sind, werden wir Ihnen diese Veränderung in Textform (z. B. Papier-

form oder E-Mail) darlegen. Unsere Leistungen können wir mit Ablauf des dritten Monats 

nach Zugang unserer Erklärung bei Ihnen einstellen. Ab diesem Zeitpunkt müssen Sie 

auch die Beiträge wieder zahlen. Ist keine Berufsunfähigkeitsrente mitversichert, muss 

die Beitragszahlung zu Beginn des darauffolgenden Beitragszahlungsabschnitts wieder 

aufgenommen werden. 

 

(5) Liegt Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit vor und hat sich die Art des Pfle-

gefalls geändert oder sein Umfang gemindert, setzen wir unsere Leistungen herab 

oder stellen sie ein. Absatz 4 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend, wenn wir unsere Leis-

tungen einstellen. 

 

 

§ 7 

Was gilt bei einer Verletzung der Mitwirkungspflichten 

im Rahmen der Nachprüfung? 

 

 
24 Falls nach der Tarifierung eine abstrakte Verweisung erfolgt, muss es heißen: „… andere Tätigkeit im 

Sinne von § 2 ausüben kann“. 
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Solange eine Mitwirkungspflicht nach § 6 von Ihnen, der versicherten Person (das ist die 

Person, auf deren Berufsfähigkeit die Versicherung abgeschlossen ist) oder dem Ansprucherhe-
benden vorsätzlich nicht erfüllt wird, leisten wir nicht. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
einer Mitwirkungspflicht sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides gilt nur, wenn wir durch 
gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. Papierform oder E-Mail) auf diese Rechtsfolgen hin-
gewiesen haben. 
 

Weisen Sie nach, dass die Mitwirkungspflicht nicht grob fahrlässig verletzt worden ist, 

bleibt unsere Leistungspflicht bestehen. 

 

Die Ansprüche aus der Zusatzversicherung bleiben auch bestehen, soweit Sie uns 

nachweisen, dass die Verletzung ohne Einfluss auf die Feststellung oder den Umfang 

unserer Leistungspflicht ist. Das gilt nicht, wenn die Mitwirkungspflicht arglistig verletzt 

wird. 

 

Wenn die Mitwirkungspflicht später erfüllt wird, sind wir ab Beginn des laufenden Mo-

nats nach Maßgabe dieser Bedingungen zur Leistung verpflichtet. 

 

 

§ 8 

Wie erfolgt die Überschussbeteiligung für Ihre Zusatzversicherung? 

 

(1) Wir beteiligen Sie an dem Überschuss und an den Bewertungsreserven (Über-

schussbeteiligung). Die Leistung aus der Überschussbeteiligung kann auch Null Euro 

betragen. In den nachfolgenden Absätzen erläutern wir Ihnen, 

 

 wie wir den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss unseres Unter-

nehmens ermitteln und wie wir diesen verwenden (Absatz 2), 

 wie Ihre Zusatzversicherung an dem Überschuss beteiligt wird (Absätze 3 und 4), 

 wie Bewertungsreserven entstehen und wie wir diese Ihrer Zusatzversicherung 

zuordnen (Absätze 5 und 6), 

 warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung Ihrer Zusatzversicherung nicht 

garantieren können (Absatz  7) und 

 wie wir Sie über die Überschussbeteiligung informieren (Absätze 8 und 9). 

 

Wie ermitteln wir den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss unseres 

Unternehmens und wie verwenden wir diesen? 

 

(2) Den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss unseres Unternehmens 

(Rohüberschuss) ermitteln wir nach handels- und aufsichtsrechtlichen Vorschriften. Mit 

der Feststellung des Jahresabschlusses legen wir fest, welcher Teil des Rohüber-

schusses für die Überschussbeteiligung aller überschussberechtigten Verträge zur 

Verfügung steht. Dabei beachten wir die aufsichtsrechtlichen Vorgaben, derzeit insbe-

sondere die Verordnung über die Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversi-

cherung (Mindestzuführungsverordnung). 

 

Den danach zur Verfügung stehenden Teil des Rohüberschusses führen wir  der Rück-

stellung für Beitragsrückerstattung zu, soweit wir ihn nicht als Direktgutschrift unmittelbar 

den überschussberechtigten Versicherungsverträgen gutgeschrieben haben. Sinn der 

Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist es, Schwankungen des Überschusses über 
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die Jahre auszugleichen. Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung dürfen wir grund-

sätzlich nur für die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwenden. Nur in 

gesetzlich festgelegten Ausnahmefällen können wir hiervon mit Zustimmung der Auf-

sichtsbehörde abweichen. 

 

Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ihrer Zusatzversicherung 

am Überschuss ergeben sich aus der Zuführung zur Rückstellung für Beitrags-

rückerstattung nicht. 

 

Wir haben gleichartige Versicherungen (z. B. Risikolebensversicherungen, Berufsunfä-

higkeitsversicherungen)25 zu Bestandsgruppen zusammengefasst. Bestandsgruppen 

bilden wir, um die Unterschiede bei den versicherten Risiken zu berücksichtigen.26 

 

Wie wird Ihre Zusatzversicherung an dem Überschuss beteiligt? 

 

(3) Bei der Verteilung des Überschusses auf die einzelnen Verträge wenden wir ein 

verursachungsorientiertes Verfahren an. Hierzu bilden wir innerhalb der Bestands-

gruppen Gewinnverbände27 28. 

 

Ihre Zusatzversicherung ist dem in Ihrem Versicherungsschein genannten Gewinnver-

band zugeordnet29. Wir verteilen den Überschuss in dem Maß, wie die Bestandsgrup-

pen und Gewinnverbände zu seiner Entstehung beigetragen haben. Hat eine Be-

standsgruppe oder ein Gewinnverband nicht zur Entstehung des Überschusses beige-

tragen, besteht insoweit kein Anspruch auf Überschussbeteiligung. 

 

…30 

 

(4) Der Vorstand legt jedes Jahr auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars fest, wie 

der Überschuss auf die Gewinnverbände verteilt wird und setzt die entsprechenden 

Überschussanteilsätze fest (Überschussdeklaration). Dabei achtet er darauf, dass die 

Verteilung verursachungsorientiert erfolgt. 

 

Ihre Zusatzversicherung erhält auf der Grundlage der Überschussdeklaration Anteile 

an dem auf Ihren Gewinnverband entfallenden Teil des Überschusses. Die Mittel hier-

für werden bei der Direktgutschrift zulasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres fi-

nanziert, ansonsten der Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen. 

 
25 Ggf. unternehmensindividuell anzupassen. 
26 Sollte innerhalb der Gewinngruppen weiter differenziert werden, sind diese Untergruppen in den Be-

dingungen näher zu definieren. 
27 Ggf. unternehmensindividuell anpassen. Die im Versicherungsschein verwendeten Begriffe sollten die 

leichte Auffindbarkeit der entsprechenden Angaben im Geschäftsbericht gewährleisten (vergl. Abs. 8). 
Die verwendeten Begriffe sollten sich auch an den entsprechenden Stellen im weiteren Dokument wie-
derfinden. 

28 Ggf. weitere Untergruppen benennen. 
29 Ggf. kann zwischen Aufschub- und Rentenbezugszeit differenziert werden. 
30 Hier oder in einer Anlage zu den Bedingungen sind folgende unternehmensindividuelle Angaben zur 

Überschussbeteiligung zu machen: 
a) Voraussetzung für die Fälligkeit der Überschussanteile (Wartezeit, Stichtag für die Zuteilung u. ä.) 
b) Form und Verwendung der Überschussanteile (laufende Überschussanteile, Schlussüberschus-

santeile, Bonus, Ansammlung, Verrechnung, Barauszahlung u. ä.) 
c) Bemessungsgrößen für die Überschussanteile 
d) Rechnungsgrundlagen für die Ermittlung der Beiträge 
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Wie entstehen Bewertungsreserven und wie ordnen wir diese Ihrer Zusatzversi-

cherung zu? 

 

(5) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalanlagen über ihrem 

jeweiligen handelsrechtlichen Buchwert liegt. 

 

Da vor Eintritt einer Berufsunfähigkeit keine oder allenfalls geringfügige Beträge zur 

Verfügung stehen, um Kapital zu bilden, entstehen auch keine oder nur geringfügige 

Bewertungsreserven. Dennoch entstehende Bewertungsreserven, die nach den maß-

gebenden rechtlichen Vorschriften für die Beteiligung der Verträge zu berücksichtigen 

sind, ordnen wir den Verträgen anteilig rechnerisch zu. Dabei wenden wir ein verursa-

chungsorientiertes Verfahren an. 

 

…31 

 

Die Höhe der Bewertungsreserven ermitteln wir jährlich neu, zusätzlich auch 

 

 für den Zeitpunkt der Beendigung Ihrer Zusatzversicherung vor dem Eintritt einer 

Berufsunfähigkeit, 

 für den Beginn einer Rentenzahlung wegen Berufsunfähigkeit sowie 

 während einer Rentenzahlung wegen Berufsunfähigkeit jeweils für das Ende ei-

nes Versicherungsjahres.32 

 

(6) Bei Beendigung Ihrer Zusatzversicherung vor dem Eintritt einer Berufsunfähig-

keit oder bei Beginn einer Rentenzahlung wegen Berufsunfähigkeit33 gilt Folgendes: 

Wir teilen Ihrer Zusatzversicherung dann den für diesen Zeitpunkt zugeordneten Anteil 

an den Bewertungsreserven gemäß der jeweils geltenden gesetzlichen Regelung zu. 

Auch während des Rentenbezuges werden wir Sie entsprechend an den Bewer-

tungsreserven beteiligen. 

 

…34 

 

Aufsichtsrechtliche Regelungen können dazu führen, dass die Beteiligung an den Be-

wertungsreserven ganz oder teilweise entfällt. 

 

Warum können wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht garantieren? 

 

(7) Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüssen ab, die nicht vor-

hersehbar und von uns nur begrenzt beeinflussbar sind. Einflussfaktoren sind insbe-

sondere die Entwicklung des Berufsunfähigkeitsrisikos, des Kapitalmarkts und der Kos-

ten. 

 

 
31 Hier oder in einer Anlage zu den Bedingungen sind unternehmensindividuelle Angaben zur Beteiligung 

der Gesamtheit der anspruchsberechtigten Verträge an den Bewertungsreserven zu machen. Vgl. 
hierzu auch Gesamtgeschäftsplan für die Überschussbeteiligung, Abschnitt 3.11.1 bis 3.11.11.  

32 Ggf. unternehmensindividuellen anderen Zeitpunkt verwenden. 
33 Ggf. unternehmensindividuellen früheren Zeitpunkt verwenden. 
34 Hier oder in einer Anlage zu den Bedingungen sind unternehmensindividuelle Angaben zur Beteiligung 

an den Bewertungsreserven zu machen: Anzugeben sind der Verteilungsmechanismus, d. h. die 
Schlüsselung der ermittelten, verteilungsfähigen Bewertungsreserven auf den einzelnen Vertrag und 
die Bewertungsstichtage. Vgl. hierzu auch Gesamtgeschäftsplan für die Überschussbeteiligung, Ab-
schnitt 3.11.1 und 3.11.11. 
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Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann also nicht garantiert werden. Sie 

kann auch Null Euro betragen. 

 

Wie informieren wir über die Überschussbeteiligung? 

 

(8) Die festgelegten Überschussanteilsätze veröffentlichen wir jährlich in unserem Ge-

schäftsbericht. Diesen finden Sie auf unserer Internetseite unter …35. 

 

(9) Über den Stand Ihrer Ansprüche unterrichten wir Sie jährlich. Dabei berücksichtigen 

wir die Überschussbeteiligung Ihrer Zusatzversicherung. 

 

 

§ 9 

Wie ist das Verhältnis zur Hauptversicherung? 

 
(1) Die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung bildet mit der Versicherung, zu der sie 

abgeschlossen worden ist (Hauptversicherung), eine Einheit; sie kann ohne die Haupt-

versicherung nicht fortgesetzt werden. Spätestens wenn der Versicherungsschutz aus 

der Hauptversicherung endet, bei Rentenversicherungen spätestens mit dem verein-

barten Rentenzahlungsbeginn, endet die Zusatzversicherung. 

 

(2) Wenn Sie für Ihre Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung laufende Beiträge, also 

keinen Einmalbeitrag zahlen, können Sie die Zusatzversicherung allein ganz oder teil-

weise in Textform (z. B. Papierform oder E-Mail)  kündigen. In den letzten ...36 Versiche-

rungsjahren vor Ablauf der Hauptversicherung, bei Rentenversicherungen in den letz-

ten ...37 Jahren vor dem vereinbarten Rentenbeginn, kann die Berufsunfähigkeits-

Zusatzversicherung nur zusammen mit der Hauptversicherung gekündigt werden. Ei-

nen Rückkaufswert aus der Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung – soweit vorhanden 

– erhalten Sie nur, wenn Sie die Zusatzversicherung zusammen mit der Hauptversi-

cherung kündigen. 

 

(3) Eine Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, für die keine Beiträge mehr zu zahlen 

sind (beitragsfreie Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, Berufsunfähigkeits-Zusatz-

versicherung gegen Einmalbeitrag), können Sie nur zusammen mit der Hauptversiche-

rung kündigen. 

 

(4) Die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung können Sie nur zusammen mit der 

Hauptversicherung in eine beitragsfreie Versicherung umwandeln, und nur dann, wenn 

die beitragsfreie Mindestrente von ...38 erreicht wird. Das Verhältnis zwischen der Be-

rufsunfähigkeitsrente und der Leistung aus der Hauptversicherung wird durch die Um-

wandlung in eine beitragsfreie Versicherung nicht verändert. Die beitragsfreie Berufs-

unfähigkeitsrente errechnen wir nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathema-

tik für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode. Wird die Mindestrente nicht 

erreicht, verwenden wir das durch die Beitragsfreistellung zur Verfügung stehende Ka-

pital nach Abzug gemäß Absatz 5 zur Erhöhung der beitragsfreien Leistung der Haupt-

versicherung. 

 

 
35 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
36 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
37 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
38 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
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(5) Der Rückkaufswert nach Absatz 2 und 3 bzw. der aus der Berufsunfähigkeits-

Zusatzversicherung für die Bildung der beitragsfreien Berufsunfähigkeitsrente zur Ver-

fügung stehende Betrag nach Absatz 4 mindert sich um rückständige Beiträge. Außer-

dem nehmen wir einen Abzug in Höhe von ...39 vor. Der Abzug ist zulässig, wenn er 

angemessen ist. Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. Wir halten den Abzug für 

angemessen, weil mit ihm die Veränderung der Risikolage des verbleibenden Versi-

cherungsbestandes40 ausgeglichen wird. Zudem wird damit ein Ausgleich für kollektiv 

gestelltes Risikokapital vorgenommen.41 Wenn Sie uns nachweisen, dass der aufgrund 

Ihrer Kündigung von uns vorgenommene Abzug wesentlich niedriger liegen muss, wird 

er entsprechend herabgesetzt. Wenn Sie uns nachweisen, dass der Abzug überhaupt 

nicht gerechtfertigt ist, entfällt er. 

 

(6) Bei Herabsetzung der versicherten Leistung aus der Hauptversicherung gelten die 

Absätze 2 bis 5 entsprechend. 

 

(7) Erbringen wir Leistungen aus der Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, berech-

nen wir die Leistung aus der Hauptversicherung (Rückkaufswert, beitragsfreie Versi-

cherungsleistung und Überschussbeteiligung der Hauptversicherung) so, als ob Sie 

den Beitrag unverändert weiter gezahlt hätten. 

 

(8) Ansprüche aus der Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung, die auf bereits vor der 

Kündigung oder Beitragsfreistellung der Hauptversicherung eingetretener Berufsunfä-

higkeit beruhen, werden durch Kündigung oder Beitragsfreistellung der Hauptversiche-

rung nicht berührt. 

 

(9) Ansprüche auf Rentenleistungen aus dieser Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung 

können Sie nicht abtreten oder verpfänden. Soweit darüber hinaus eine Abtretung oder 

Verpfändung rechtlich möglich ist, so ist diese uns gegenüber nur und erst dann wirk-

sam, wenn sie uns vom bisherigen Berechtigten in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) 

angezeigt worden ist. Der bisherige Berechtigte sind im Regelfall Sie als unser Versi-

cherungsnehmer. Es können aber auch andere Personen sein, sofern Sie bereits zuvor 

Verfügungen (z. B. unwiderrufliche Bezugsberechtigung, Abtretung, Verpfändung) ge-

troffen haben. 

 

(10) Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt ist, finden die Allgemeinen 

Bedingungen für die Hauptversicherung sinngemäß Anwendung. 

 
 

 
39 Unternehmensindividuell zu ergänzen. 
40 Ggf. unternehmensindividuell anzupassen, wenn im Bedingungswerk eine andere Diktion veranlasst 

ist. 
41 Ggf. unternehmensindividuell anzupassen, wenn auch aus anderen Gründen oder nur in eingeschränk-

tem Umfang, also nicht aus allen oben genannten Gründen, ein Abzug erfolgen soll. 
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